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Wer wohnt zukünftig wo?
Hartz IV und die Kosten der Unterkunft
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■■ Betriebskosten

■■ Eigentümerwechsel

■■ Umwandlung in
Eigentumswohnungen

■■ Heizkostenabrechnung

■■ Kein Zutritt ohne 
Voranmeldung

■■ Kündigung

■■ Mängelbeseitigung

■■ Mieterhöhung 

■■ Mietvertrag

■■ Modernisierung

■■ Untermiete

■■ Wohnfläche

■■ PROBLEME MIT DEM VERMIETER?
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. . .Sie den Mietvertrag (innerhalb
von 3 Monaten) kündigen sollen?

Legen Sie Widerspruch ein, denn dafür
gibt es keine Rechtsgrundlage. Notfalls
erwirken Sie die aufschiebende Wir-
kung Ihres Widerspruches mittels
Rechtsanwalt! Das Jobcenter muss Sie
erst einmal darauf hinweisen, dass Sie
und wie Sie Ihre Unterkunfts- und
Heizkosten senken müssen. Sie können
das unverzüglich schriftlich vom Amt
verlangen. In der Regel sind für Ihre
Bemühungen zur Kostenminderung
sechs Monate vorgesehen! Allerdings
können der Minderung der Unter-
kunftskosten auch andere wichtige
Gründe entgegenstehen (s. Artikel S.8)!

. . .Sie die Unterkunftskosten
senken sollen?
Prüfen Sie den schriftlichen Bescheid
auf die Angabe (Art, Anzahl) der zu er-
bringenden Nachweise (Zeitraum der
Kostenminderung, Annoncen, Unter-
mietverbot etc.) Fordern Sie ggf. das
Jobcenter zur schriftlichen dezidierten
Aufzählung dieser Nachweise auf! Ver-
gleichen Sie die Höhe Ihrer Brutto-
warmmiete mit den für das Land Ber-
lin maßgeblichen Bruttowarmmieten
der „AV Wohnen“! Im begründeten
Einzelfall können bei Alleinerziehen-
den, längerer Wohndauer ab 15 Jahren,
bestehenden wesentlichen Bezügen der

Kinder und bei Menschen ab 60 Jah-
ren, Schwangeren und Personen mit
kostendeckenden Einkünften in abseh-
barer Zeit auch weitere zehn Prozent
der Bruttowarmmiete als angemessene
Aufwendungen der Wohnung nach der
„AV Wohnen“ anerkannt werden! 

. . .eine Umzugsaufforderung
kommt!
Legen Sie nicht gleich los mit der Um-
zugsorganisation! Fordern Sie vom
Jobcenter eine Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung zum Umzug! Ist ein Umzug
im Verhältnis zum Mietkostenaufwand

für das Jobcenter unwirtschaftlich, ent-
fällt i.d.R. ein Umzug und die unange-
messene Bruttowarmmiete ist weiter
zu übernehmen.

...das Umzugsverlangen nicht
abzuwenden ist!
Prüfen Sie den Bescheid des Jobcenters
daraufhin, ob der Umzug als erforder-
lich angesehen und Ihnen vorher die
Übernahme der vollen Wohnungsbe-
schaffungs-und Umzugskosten schrift-
lich zugesichert wird! Erfragen Sie
beim Jobcenter, welche speziellen Aus-
künfte und Nachweise zu Kosten der
neuen Wohnung und der Wohnungs-
und Umzugsbeschaffungskosten Sie
vorweisen müssen! Lassen Sie sich bei
eingeholten Kostenvoranschlägen un-
bedingt vom (neuen) Jobcenter schrift-
lich bestätigen, dass Sie in die neue
Wohnung einziehen dürfen! 

. . .ein von Ihnen geforderter
Umzug nicht als notwendig
angesehen wird?
Ein Umzug ist nicht nur bei vorheriger
Zusicherung und Veranlassung durch
das Jobcenter möglich, sondern kann
aus anderen Gründen notwendig sein.
Abweichend von den Nrn. 9, 9.4 „AV
Wohnen“ ist ein Umzug auch dann
notwendig, wenn die Wohung bauliche
Mängel hat, z.B. zu feucht ist, nicht
behindertengerecht ist, zu groß oder 
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Anne Allex

BezieherInnen von Arbeits-
losengeld II haben Rechte,
. . .wenn Sie die Unterkunftskosten senken oder umziehen sollen! 

Diese Rechte sind im § 22 Sozialgesetzbuch II, in den Ausführungsvorschriften zur
Ermittlung angemessener Kosten der Wohnung gem. § 22 SGB II (AV Wohnen)/
SenGesSozV-IC 2/I C 12 des Senates zu Berlin (im folgenden: „AV Wohnen“) und
Urteilen von Bundesgerichten geregelt! Es geht es um Rechte auf Einzelfall-
prüfung, Zumutbarkeit, bei Möglichkeit, Erforderlichkeit oder Notwendigkeit 
von Kostenminderung bzw. Wohnungswechsel. Es geht um die mündliche oder
schriftliche Aufforderung, die Auflagen des Jobcenter, die Leistungsgewährung im
Umzugsfall und sämtliche Umzugsmodalitäten. Informieren Sie sich im Vorab
über Ihre Rechte! 

Was tun, wenn...

Seine Rechte muss mensch einfordern: Aktion vor dem Arbeitsamt



zu klein ist oder wenn Sie mit einem
PartnerIn zusammenziehen oder sie/
ihn heiraten wollen.

. . .das Jobcenter keine Renovie-
rungskosten übernehmen will?
Dagegen können Sie Widerspruch ein-
legen bzw eine einstweilige Verfügung
erwirken. Obwohl Nr. 10 „AV Wohnen“
Renovierungen auch bei Beendigung
des Mietverhältnisses ausschließt, ge-
hören die Renovierungskosten beim
Ein- und Auszug zu den Wohnungs-
beschaffungskosten. Sie müssen vom
Jobcenter übernommen werden, wenn
der Umzug notwendig ist (BVerwG
30.04.1992, FEVS 1993, 95), die Miete
der neuen Wohnung angemessen ist,
das Jobcenter der Anmietung vorher
zugestimmt hat und die Auszugs- bzw.
Einzugsrenovierung mietvertraglich
durchgeführt werden muss. Zuständig
ist das Sozialamt (das Jobcenter,
d.V.) des Bezirks, in dem die zu reno-
vierende Wohnung liegt (VGH BW
07.08.1996, FEVS 1997, 211 ff.)

det, sind Jobcenter zur Kostenüber-
nahme unter den o. g. Bedingungen 
(s. Renovierungskosten, Absatz 2) ver-
pflichtet. In Abweichung der „AV Woh-
nen“ zählen weitere Kosten zu den
Wohnungsbeschaffungkosten (s. Arti-
kel „Hartz IV: Reglements der Kosten
der Unterkunft“).

. . .die Jobcenter die Übernahme
einzelner Wohnungs-
beschaffungskosten ablehnen?

Entgegen der Nr. 9.2 „AV Wohnen“,
die die Übernahme der Wohnungs-
beschaffungskosten an wohnungs-
marktliche Sachzwänge in Berlin bin-
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Immer häufiger kommt es vor, dass 
die Kosten der Unterkunft (KdU) im
Rahmen der Gewährung von ALG II
von dem zuständigen Job Center
(Agentur für Arbeit) an den Vermieter
direkt und nicht an die Hilfebedürfti-
gen überwiesen werden. Dass das Job-
Center überhaupt an die Bankverbin-
dung des Vermieters gelangt, liegt
daran, dass in dem Antragsvordruck
der Bundesagentur für Arbeit zum
ALG II die Frage nach der Bankverbin-
dung des Vermieters gestellt wird.
Diese Frage muss aber nicht beantwor-
tet werden, vgl. Hinweise des Bürgerbe-
auftragten für Soziale Angelegenheiten
und des unabhängigen Landeszen-
trums für Datenschutz Schleswig-Hol-
stein (ULD).
Bei einer direkten Überweisung der
Miete durch das JobCenter an den

Vermieter erfährt dieser vom Bezug
des ALG II und dadurch können dem
Mieter Nachteile entstehen. Daher
sieht der Gesetzgeber nur in folgenden
Ausnahmefällen eine direkte Überwei-
sung vor:
So etwa bei Hilfebedürftigen, die das
15. Lebensjahr, jedoch noch nicht das
25. Lebensjahr vollendet haben, § 31
Abs. 5 SGB II. Danach wird bei be-
stimmten Pflichtverstößen die Regel-
leistung komplett gestrichen, nur noch
die Leistungen für die KdU übernom-
men und direkt an den Vermieter be-
zahlt. Weiter ist eine Direktüberwei-
sung an den Vermieter nur dann recht-
mäßig, wenn die „zweckentsprechende
Verwendung sonst nicht sichergestellt
ist“, § 22 III SGB II.
Keine zweckentsprechende Leistung
liegt vor, wenn der Hilfebedürftige

nicht an den Vermieter bezahlt, so dass
u.U. der zuständige Sozialleistungsträ-
ger erneut für die Mietrückstände zur
Erhaltung der Wohnung und Vermei-
dung der Obdachlosigkeit aufzukom-
men hat.
In allen anderen Fällen dürfen die
Unterkunftskosten nur dann direkt an
den Vermieter überwiesen werden,
wenn der Hilfebedürftige zuvor schrift-
lich in Form einer Abtretungserklä-
rung eingewilligt hat. Dies Abtretungs-
erklärung sollte bis auf Widerruf erteilt
werden.

Tipp:

Wollen Sie nicht, dass die Unter-
kunftskosten direkt an den Vermieter
überwiesen werden, so sollten Sie
auch nicht die Bankverbindung des
Vermieters angeben!

Monika Hermann

Miete an die Mieter!

Sind Sie unsicher, haben Sie Fragen oder zweifeln Sie 
an den Forderungen der Jobcenter, dann empfehlen wir:

Suchen Sie eine unabhängige Beratungsstelle oder Ihre Gewerkschaft auf! 
Fragen Sie SozialrechtsanwältInnen! Beantragen Sie einen Beratungsschein 
bei Ihrem Amtsgericht! Berliner SozialrechtsanwältInnen finden Sie unter:
http://www.tacheles-sozialhilfe.de/adressen/default.aspx

Zu den Kosten der Unterkunft finden Sie Flugblätter, Hinweise, Gerichtsurteile 
und Musterwidersprüche im Internet unter:
www.erwerbslos.de · www.alg-2.info · www.tacheles-sozialhilfe.de

Für Ihren Durchblick empfehlen wir: Thomé, H./ Roth, R., Leitfaden Alg II/
Sozialhilfe von A-Z, Digitaler Vervielfältigungs- und Verlagsservice, Frankfurt 
am Main, 2005, ISBN3-932246-50-0, Eur 7,50.
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Lange hatte die Sozialsenatorin Knake-
Werner an dem Entwurf für die Aus-
führungsvorschriften (AV) zum §22
SGB II, die die Kosten der Unterkunft
in Berlin regeln sollen, arbeiten lassen.
Was lange währte, wurde endlich gut,
hätte man sagen können, wenn sich
eine solche Einschätzung in Zu-
sammenhang mit Hartz IV nicht
grundsätzlich verbieten würde.
Doch immerhin ließ sich ein Bemühen
erkennen, das im dritten Satz der ein-
leitenden Zielstellungen angedeutete
Versprechen: „Bei der Anwendung
dieser Ausführungsvorschriften steht die
Sicherung des vorhandenen Wohnraums
im Vordergrund“ auch einlösen zu
wollen.
Angemessen sollte eine Nettokaltmiete
(also ohne Heiz- und ohne Betriebsko-
sten) von 322,– Euro für einen 1-Perso-
nen-Haushalt sein.
(Wir beschränken uns im Folgenden
auf die Betrachtung der Angemessen-
heit für 1-Personenhaushalte, weil sie
einerseits ca. 60% aller ALG II-Haus-
halte ausmachen und andrerseits für
die größeren Haushalte ähnliches gilt.)
Eine Begrenzung der Größe hatte die
AV absichtlich vermieden, aber bei 50
qm als Richtwert, kann man einen qm-
Preis von ca. 6,20 Euro errechnen. Ein
Blick in den noch immer gültigen
Mietspiegel zeigt, dass die von der So-
zialsenatorin aufgestellte Behauptung,

serbetriebe entstandenen hohen Was-
serkosten glatt ignoriert, soll mit einem
realistischeren Wert von 2,50 Euro pro
qm gerechnet werden. Bei einer 50 qm
großen Wohnung betragen die Neben-
kosten folglich 125,– Euro im Monat.
Von den großzügigen 360,– Euro der
AV abgezogen, verbleibt ein Anteil für
die Netto-Kaltmiete von 235,– Euro.
Dies sind Durchschnittswerte, die 
ohne irgendeine Einflussmöglichkeit
der Mieter auch deutlich überschritten
werden können.
235,– Euro durchschnittliche Netto-
kaltmiete liegen nur geringfügig, ge-
nauer gesagt um 3% über den alten
Sozialhilfe-Richtwerten von 227,–. die
Herr Sarrazin von Anfang an gerne den
ALG II-Empfängern vorgeschrieben
hätte.
In den Kreisen der PDS feierte man
einen Sieg. Doch erstaunlicherweise
nicht den des Herrn Sarrazin, sondern
einen Sieg von Frau Knake-Werner.
Die PDS-Abgeordnete Breitenbach
(MdA) fühlte sich verpflichtet, der Öf-
fentlichkeit mitzuteilen: „Mit dieser
Ausführungsvorschrift (der sarrazin-
schen, J.O.) haben wir eine transparen-
te und vor allem sozial gerechte Lösung
bei der notwendigen Definition ange-
messenen Wohnraums gefunden.“ Und
fährt dann fort: „Die Richtwerte liegen
bei den Kaltmieten wie bei den Betriebs-
kosten über den Berliner Durchschnitts-
werten. Eine weitere soziale Entmi-
schung der Stadtquartiere ist daher nicht
zu befürchten.“
Frau Angelika Mai, wiss. Mitarbeiterin
der Sozialsenatorin meinte: „Selbstver-
ständlich hat die PDS-Fraktion die Se-
natorin Dr. Knake-Werner in ihrer Aus-
einandersetzung mit Senator Sarrazin
unterstützt. Wie sie sicherlich schon den
Medien entnommen haben, hat sie sich
auch durchgesetzt.“
Frau Dr. Knake-Werner schließlich gab
unverdrossen zum Besten, dass auch
weiterhin keine Umzüge drohen und
80% des Wohnungsmarktes für ALG II
zugänglich seien.
Die Betroffenen fürchten sich, und das
wohl mit allem Recht, vor weiteren
Siegen der kämpferischen Sozialistin
Knake-Werner.

80% des Berliner Wohnungsbestandes
würden vom Preis her für ALG II-
Empfänger zugänglich sein, nur gering
übertrieben war. Außerdem sollte eine
Härtefall-Regelung ein Überschreiten
der Richtsätze um 15% erlauben.
Ihren Entwurf hatte Frau Knake-Wer-
ner am Donnerstag, dem 28.04.2005
der Öffentlichkeit vorgestellt und er
fand Zustimmung. In einem Offenen
Brief an die Mitglieder des Senats for-
derten der DGB Berlin-Brandenburg,
die IG Metall Berlin, ver.di Berlin, die
IG BAU Berlin, das Berliner Arbeitslo-
senzentrum und die Berliner Mieter-
Gemeinschaft zur Unterstützung der
Vorschläge auf.
Am Montag, dem 02.05.05 fand eine
Unterredung der Sozialsenatorin mit
dem Finanzsenator Thilo Sarrazin
statt, die nichts Gutes verhieß. Am fol-
genden Montag hatte man sich
schließlich geeinigt. Der „Kompro-
miss“ machte aus den 322,– Euro
Netto-Kaltmiete 360,– Euro Brutto-
Warmmiete. Statt 15%iger Überschrei-
tung in besonderen Härtefällen wurde
nur noch 10% akzeptiert.
Aus nettokalt wurde bruttowarm und
das zwingt zum Rechnen. Der Anteil
der Heiz- und Betriebskosten wird in
der aktualisierten Ausführungsvor-
schrift mit 2,25 Euro angegeben. Weil
das ein sehr optimistischer Wert ist, der
die durch die Privatisierung der Was-

Julia Oppermann

Von Frau Knake-Werner
lernen, heißt Siegen lernen!
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Alfred Gerhard

Wer wohnt zukünftig wo?

„Eine weitere soziale Entmischung
der Stadtquartiere ist daher nicht
zu befürchten.“

Elke Breitenbach, MdA

Wie es sich tatsächlich verhält, mit 
der sozialen Entmischung, die nach
Auffassung der Sozialsenatorin Frau
Dr. Knake-Werner und ihrer botmä-
ßigen Umgebung durch die Ausfüh-
rungsvorschrift zu den Kosten der
Unterkunft nicht zu erwarten ist,
kann man sich durch eine sehr ein-
fache Betrachtung des Berliner Woh-
nungsmarktes, anhand des Mietspie-
gels und der ihm zugrundeliegenden
Grundgesamtheiten verdeutlichen.
Den Alg II-Empfängern konzediert
die Senatorin ca. 4,80 Euro/qm Netto-
Kaltmiete. Fragt sich, wie viel Woh-
nung dafür zu bekommen ist.

Von den ca. 1,68 Mio Wohnungen Ber-
lins werden ca. 1,2 Mio. Wohnungen
durch den Mietspiegel erfasst. 480.000
Wohnungen bleiben jenseits der Miet-
spiegeluntersuchung. Teils, weil sie 
von ihren Eigentümern selbst genutzt
werden (ca. 150.000 Wohnungen) oder
weil sie auf irgendeine Weise preisge-
bunden sind (ca. 330.000 Wohnun-
gen). Die meisten der preisgebundenen
Wohnungen gehören dem sozialen
Wohnungsbau an. Dessen Durch-
schnittmiete beträgt mittlerweile deut-
lich über 5,70 Euro. Daher lässt sich
vorab sagen, dass der gesamte Bestand
an sozialen Wohnungen, der eigentlich

für sozial schwächere Haushalte zur
Verfügung stehen sollte, für ALG II-
Empfänger nicht zugänglich ist. Frau
Dr. Knake-Werner hat sicherlich eine
Erklärung dafür. Doch die ist bisher
nicht veröffentlicht.
Die Spalten des Mietspiegel sind nach
Baualtersklassen und Ausstattungs-
standards unterteilt. In der folgenden
kleinen Tabelle sollen die Baualters-
klassen betrachtet und auf ihre Eig-
nung für Ag II-Empfänger befragt wer-
den.
Für ALG II Empfänger sind also höch-
stens 890.000 Wohnungen, d.h. allen-
falls 50% des Gesamtbestandes zu-



gänglich und nicht, wie von der Senats-
verwaltung behauptet. Diese Menge
wird noch weiter dadurch einge-
schränkt, dass ca. 50.00 Wohnungen 
90 qm deutlich übersteigen und daher
aller Wahrscheinlichkeit gar nicht für
ALG-Empfänger infrage kommen.
Die obige Rechnung ist noch viel zu
optimistisch, tatsächlich werden höch-
stens 40% des Wohnungsbestandes
ALG II-tauglich sein.

Stadräumliche Verteilung

Geeignete Wohnungen für ALG II-Em-
pfänger sind vornehmlich nur noch in
den folgenden vier Segmenten des
Wohnungsbestandes zu finden.

I. Altbau 1918: 220.00 Wohnungen
In diesem Segment befinden sich nur
wenige kleine Wohnungen innerhalb
des Bemessungsrahmens.
Der Altbau ist in verstärktem Maße Ort
der gesellschaftlichen Polarisierung.
Eine eigene kleine Untersuchungen des
MieterEcho über das Angebot von Alt-
bau-Wohnungen und den geschätzten
Bedarf in Prenzlauer Berg hat ergeben,
dass hier, in diesem Aufwertungsgebiet,
die geforderten Größen gar nicht mehr
vorhanden sind, oder die Mietpreise
nach Modernisierung und Sanierung
soweit gestiegen sein werden, dass
Mieten und Wohnungsgrößen nicht
mehr in das ALG II-Raster passen.
In solchen Aufwertungsgebieten wird
zweifellos durch die Ausführungsvor-
schrift der Verdrängung der eingeses-
senen Bewohnerschaft und der Über-
nahme der Quartiere durch Besserver-
dienende (Gentrifizierung) zusätzlich
Vorschub geleistet.
Facit: Zukünftig stehen immer größere
Teile des Altbaus den ALG II-Empfän-
gern überhaupt nicht mehr zur Verfü-
gung.
Anders ist die Situation in den Altbau-
gebieten, die als „Gebiete mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf“ gelten und
in denen teilweise Quartiersmanager
tätig sind. Hier werden sich die gefor-
derten Preisklassen und damit auch die
ALG II-Empfänger verstärkt konzen-
trieren. Welche Folgen sich daraus für
die Mietpreisentwicklung dieser Quar-

tiere ergeben, kann nur schwer einge-
schätzt werden.
ALG II-Empfänger sollten unbedingt
vermeiden, Substandard-Wohnungen
anzumieten, denn auch in diesen
Gebieten sind früher oder später Mo-
dernisierungen mit Preissteigerungen
über die Angemessenheitsgrenze hin-
aus zu erwarten.

II. 1919 – 1949. 180.000 Wohnungen
Diese sogenannten Altneubauten der
Zwischenkriegszeit haben ihr relativ
geringes Mietniveau teilweise dem
Umstand zu danken, dass sie bereits
mit einem hohen Standard erbaut
wurden, also nur wenige mietpreisstei-
gernde Modernisierungen zu erleiden
hatten. Außerdem waren diese Bestän-
de lange Zeit nicht dem unmittelbaren
Verwertungsdruck durch den Markt
ausgesetzt, weil sie zur gemeinnützigen
und/oder kommunalen Wohnungs-
wirtschaft gehörten. Hier sehen aber
die Investoren wie Cerberus usw. ihre
Chancen, drängen auf den Markt und
sehen gute Profitchancen zu Lasten der
Mieter.
Angemerkt sei, dass auch Genossen-
schaften in diesem Segment umfang-
reiche Bestände haben.

III. Die Baualtersklassen
1950 – 1955: 90.000 Wohnungen
und 1956 – 1964:
höchstens 121.000 Wohnungen 
insgesamt: 211.000 Wohnungen
können zusammen betrachtet werden.
Hierbei handelt es sich um die Siedlun-
gen des frühen sozialen Wohnungs-
baus der ehemaligen gemeinnützigen
Wohnungsbaugesellschaften. Errichtet
wurden sie zwar in schlichter Bauweise
aber mit überwiegenden Vollstandard
und boten daher ebenfalls nur geringe
Modernisierungmöglichkeiten. Wenn
auch die Förderungen längst getilgt
sind und sie daher schon lange nicht
mehr zum sozialen Wohnungsbau
zählen, war ihre Mietpreisentwicklung
ähnlich gedämpft wie bei den Bestän-
den der Baualterklasse 1919 – 1949.
Ursprünglich bildeten sie den fordisti-
schen Wohnungsbau für Facharbeiter
und Angestellte.

In den letzten Jahren wurden sie zu sog.
„Sozialen Brennpunkten“ (siehe empi-
rica „Überforderte Nachbarschaften“)
ernannt und von den Wohnungsbau-
gesellschaften entsprechend problema-
tisiert. Mietpreissteigernde Maßnah-
men wie die Einrichtung von Concier-
gen und Sicherheitsdiensten gefährden
ihre Eignung für ALG II-Bezieher.
In letzter Zeit avancieren auch sie zu
gesuchten Objekten für Investoren, die
sie auszuschlachten versuchen.

IV. 1973 – 1990 Ost
200.000 Wohnungen
Obgleich die Ostberliner Wohnungs-
bauunternehmen sehr erfindungsreich
im Ersinnen von ungewöhnlichen Mo-
dernisierungsmaßnahmen waren und
damit längst Westniveau in der Aus-
stattung und der Miethöhe erreicht
haben, sind noch immer die meisten
Plattenwohnungen ALG II-kompati-
bel. Seit Jahren werden Teile des un-
sanierten und damit preisgünstigen
Plattenbaus abgerissen, zudem geraten
auch diese Bestände in das Fadenkreuz
der Verwerter.

Tendenzen auf dem
Wohnungsmarkt
Die Tendenzen auf dem Berliner Woh-
nungsmarkt werden die Ergebnisse der
obigen Rechnung noch in diesem Jahr
deutlich in Frage stellen.
Bestimmend ist in erster Linie die Ab-
sicht des neoliberalen Finanzsenators
Sarrazin die kommunalen Wohnungs-
unternehmen (Bestand noch 287.000
Wohnungen, nach der Wende waren es
knapp 500.000) weiter der Privatisie-
rung zuzuführen oder aber zu äußerst
profitablem Wirtschaften zu zwingen.
Bei einem Verkauf der Bestände gehen
sie auf jeden Fall an Private Equity
Gesellschaften, an die in Berlin bereits
ca. 150.000 Wohnungen übernommen
haben. Diese Käufer betreiben keinen
Wohnungsbau, sondern reine Verwer-
tung. Verwertung heißt letztendlich
Umwandlung in Eigentumswohnung.
Damit werden die Wohnungen dem
Mietwohnungsmarkt entzogen oder
falls nicht selbstgenutzt, einem Miet-
erhöhungsdruck ausgesetzt.
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Wie stark die Auswirkungen sein
werden zeigt sich bereits jetzt an der
vor einem Jahr an die Gruppe White-
hall/Cerberus verkauften GSW. Die
GSW ist zwar weiterhin als Eigentümer
des gesamten Bestandes im Grundbuch
eingetragen, die einzelnen Teile werden
aber je nach Eignung bereits getrennt
für die weitere Verwertung aufbereitet.
Mietpreissteigernde Modernisierungen
dienen dabei nicht dem Zweck den
Wohnwert, sondern die Attraktivität
der Bestände für zukünftige Erwerber
zu erhöhen. Beispielsweise werden
massenhaft Balkons angebaut, die von
den Mietern abgelehnt werden weil die

treten sein wird!) macht zudem die
obigen Kalkulationen, die sich noch auf
die Werte des alten Mietspiegel stützen,
hinfällig, denn auf jeden Fall lässt sich
sagen: es ist wieder per saldo mit spür-
baren Steigerungen zu rechnen.
Der für ALG II-Empfänger schon jetzt
deutlich eingeengte Stadtraum wird
durch die politisch begünstigten Ent-
wicklungen zwangsläufig weiterhin
verkleinert. Ganz im Gegensatz zu der
oben zitierten Einschätzung der Frau
Breitenbach wird die soziale Entmi-
schung der Quartiere nicht vermieden,
sondern in Zukunft zur unvermeid-
lichen Gewissheit.

Kosten zu hoch und der Nutzwert zu
gering ist, die sich aber vorteilhaft auf
Prospekten für potentielle Käufer aus-
nehmen.
Die bisher nicht verkauften Gesell-
schaften in kommunalem Eigentum
unterliegen einer so scharfen Gewinn-
maximierungsstrategie (in wenigen
Jahren sollen die Unternehmen 100
Mio. Euro Gewinn erbringen. Im letz-
ten Jahr waren es 35 Mio. Verlust), dass
der Preisdruck auch auf diesen Woh-
nungen zur flächendeckenden Anhe-
bung des Mietniveaus führen wird.
Der neue Mietspiegel im Herbst (kurz
nachdem die Verordnung in Kraft ge-
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Seit dem 01. Januar 2005 gelten für
ehemalige BezieherInnen von Arbeits-
losenhilfe und Sozialhilfe dieselben Re-
gelungen für die Leistungen der Unter-
kunft und Heizung.
Die gesetzliche Regelung zu den Kosten
der Unterkunft lautet im SGB II wie
folgt:
§ 22 (Leistungen für Unterkunft und
Heizung): 
(1) Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung werden in Höhe der tatsächlichen
Aufwendungen erbracht, soweit diese
angemessen sind. Soweit die Aufwen-
dungen für die Unterkunft den der Be-
sonderheit des Einzelfalles angemessenen
Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf
des allein stehenden Hilfebedürftigen
oder der Bedarfsgemeinschaft so lange 
zu berücksichtigen, wie es dem allein
stehenden Hilfebedürftigen oder der
Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder
nicht zuzumuten ist, durch einen Woh-
nungswechsel, durch Vermieten oder auf
andere Weise die Aufwendungen zu sen-
ken, in der Regel jedoch längstens für
sechs Monate.
(2) Vor Abschluss eines Vertrages über
eine neue Unterkunft soll der erwerbs-

den kommunalen Träger übernommen
werden. Die Zusicherung soll erteilt wer-
den, wenn der Umzug durch den kom-
munalen Träger veranlasst oder aus an-
deren Gründen notwendig ist und wenn
ohne die Zusicherung eine Unterkunft in
einem angemessenen Zeitraum nicht ge-
funden werden kann.
(4) Die Kosten für Unterkunft und Hei-
zung sollen von dem kommunalen Trä-
ger an den Vermieter oder andere Emp-
fangsberechtigte gezahlt werden, wenn
die zweckentsprechende Verwendung
durch den Hilfebedürftigen nicht sicher-
gestellt ist.
(5) Mietschulden können als Darlehen
übernommen werden, wenn sonst Woh-
nungslosigkeit einzutreten droht und
hierdurch die Aufnahme einer konkret in
Aussicht stehenden Beschäftigung ver-
hindert würde.

Wer ist für die Kosten der
Unterkunft zuständig?
Nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II)
sind die Kommunen für die finanzielle
Aufbringung der Kosten für die Unter-
kunft und Heizung zuständig.
§ 27 SGB II gibt dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit
(BMWA) eine Verordnungsermächti-
gung zu den Kosten der Unterkunft.
Das BMWA nimmt diese Verordnungs-
ermächtigung nicht war, sondern dele-
giert die Festlegung der „Angemessen-
heit“ an die jeweilige Sozialverwaltung

fähige Hilfebedürftige die Zusicherung
des kommunalen Trägers zu den Auf-
wendungen für die neue Unterkunft
einholen. Der kommunale Träger ist nur
zur Zusicherung verpflichtet, wenn der
Umzug erforderlich ist und die Aufwen-
dungen für die neue Unterkunft ange-
messen sind.
(3) Wohnungsbeschaffungskosten sowie
Mietkautionen und Umzugskosten kön-
nen bei vorheriger Zusicherung durch

Anne Allex

Hartz IV: Regelements der
Kosten der Unterkunft 



(z.B. Senat für Soziales Berlin). Das tut
das BMWA mit dem Blick darauf, daß
die Sozialverwaltung ja selbst die Ko-
sten der Unterkunft aufzubringen hat.
Trotz der Formulierung „kommunale
Träger“ haben die Sozialämter bei der
Regulierung der Kosten der Unterkunft
(KdU) mit den Betroffenen keine spe-
ziellen Aufgaben, denn diese werden
von den Arbeitsgemeinschaften, die 
die Jobcenter tragen, wahrgenommen.
Daher wird die Verordnung zu den
Kosten der Unterkunft in Berlin von
den Jobcentern umgesetzt.

„Unterkunft“ oder „Wohnung“?

Unter „Unterkunft“ sind bei tatsäch-
licher Nutzung alle baulichen Anlagen
oder Teile zu verstehen, die tatsächlich
geeignet sind, vor den Unbilden der
Witterung zu schützen und ein Min-
destmaß an Privatheit sicherzustellen.
Zu Unterkünften zählen daher auch
Not- oder Obdachlosenunterkünfte
(BVerwG 12.12.1995 – 5 C 28.93 –
BverwGE 100, 136), auf die sich ein
Hilfebedürftiger zur Deckung des Un-
terkunftsbedarfes indes nicht verwei-
sen lassen muss, Hotel- oder Pensions-
zimmer (VG Braunschweig 12.8.1992 –
4 B 4316/92 – info also 1992, 194 u.a.)
oder auch ein Wohnwagen (VGH HE
3.9.1991 – 9 TG 3588/90 – info also
1992, 30 f.) Zur Deckung des Unter-
kunftsbedarfs geeignete und tatsäch-
lich auch genutzte Räumlichkeiten sind
auch dann als „Unterkunft“ anzuer-
kennen, wenn deren Nutzung zivil-
oder baurechtlich nicht rechtmäßig ist
oder untersagt werden könnte. Der en-
gere Wohnraumbegriff des Wohngeld-
rechts, der die (baurechtliche) Zuläs-
sigkeit der dauernden Wohnnutzung
verlangt (...) ist nicht auf die Grundsi-
cherung zu übertragen. Dieser engere
Wohnraumbegriff wurde interessan-
terweise im Kommentar zum Bundes-
sozialhilfegesetz angewendet. Dort
wurde der Begriff „Unterkunft“ nicht
genauer bestimmt, sondern auf die
Menschenwürdigkeit von Wohnraum
und Wohnungen abgestellt. Sehr wohl
empfiehlt ein Bericht an den Bund  zur
steuerlichen Bemessung des Existenz-
minimums jedoch weitgehende Ver-

schlechterungen dessen, was unter
„Wohnung“ zu verstehen ist. Unter
Berücksichtigung der im Steuerrecht
notwendigen Typisierung wird für
Alleinstehende eine Wohnung mit
einer Wohnfläche von 30 qm und 
für Ehepaare ohne Kinder eine Woh-
nung mit einer Wohnfläche von 60 qm
und jeweils einfacher Ausstattung
(ohne Sammelheizung und /oder ohne
Bad/Duschraum) als angemessen an-
gesehen.

Tatsächliche Aufwendungen für
die Unterkunft und Heizung
Zu den Leistungen für die Unterkunft
gehören neben Mieten, natürlich die
Aufwendungen für ein Eigenheim, ein
Stellplatz für einen Wohnwagen, Cam-
pingplatzgebühren, Unterbringungs-
kosten bei Dritten, Aufwendungen 
für eine Obdachlosenunterkunft, eine
Pension/ein Hotel bzw. ein besetztes
Haus.
Zu tatsächlichen Aufwendungen der
Unterkunft gehören die Mieten (Kalt-
mietzins plus Betriebskosten) sowie die
Aufwendungen für Kaution, Einzugs-
und Auszugsrenovierungen, für die
Einlagerung von Möbeln und Hausrat,
die Nutzungsentschädigung einer Ob-
dachlosenunterkunft, notwenige Auf-
wendungen der Ordnungsbehörde zur
Abwendung drohender Obdachlosig-
keit, bei selbstgenutzten Eigenheimen
die Schuldzinsen und die Erhaltungs-
leistungen usw..
Zu den tatsächlichen Kosten der Hei-
zung gehören die monatlichen Voraus-
zahlungen und die nach Ablauf der
Heizperiode errechnete Nachzahlung.
Die tatsächlichen Unterkunfts- und
Heizkosten müssen die ersten sechs
Monate von der Agentur für Arbeit
übernommen werden.

Angemessene Unterkunfts- und
Heizkosten
Die Leistungen im Grundsicherungs-
recht richten sich nach den Besonder-
heiten des Einzelfalls, insbesondere
nach der Art des Bedarfes, den ört-
lichen Verhältnissen, den eigenen Kräf-
ten und Mitteln der Person oder des
Haushalts bei der Hilfe zum Lebens-

unterhalt (vgl. § 8 und § 9 Abs. 1 SGB
XII bzw. § 22 Abs. 1 SGB II). Die An-
gemessenheit der Kosten der Unter-
kunft bemisst sich daher ebenfalls 
nach den individuellen Verhältnissen
des Einzelfalls, z. B. nach der Anzahl
der Familienangehörigen, ihrem Alter,
Geschlecht und Gesundheitszustand
sowie nach der Anzahl der vorhande-
nen Räume, nach der Größe der Woh-
nung, dem örtlichen Mietenniveau
(z.B. Mietspiegel) und den Möglichkei-
ten auf dem örtlichen Wohnungs-
markt. Die Kosten der Unterkunft und
Heizung verteilen sich zu gleichen
Teilen auf alle Mitglieder einer Bedarfs-
gemeinschaft, einer Haushaltsgemein-
schaft, einer Wirtschafts- bzw. einer
Wohngemeinschaft. Leben Erwerbstä-
tige mit erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen zusammen, dann zahlen sie 
auch jeweils den entsprechenden Teil
der Kosten der Unterkunfts- und
Heizkosten.
Festgelegt wird die Höhe der ange-
messenen Kosten durch die jeweilige
Kommune. Gegenwärtig kennen wir
bundesweit Bruttomieten, Brutto-
Warmmieten und Netto-Kaltmieten.
Der Senat zu Berlin hat mit Geltung 
ab 01.07.2005 Brutto-Warmmieten 
als Richtwerte für angemessene Unter-
kunfts- und Heizkosten festgelegt.
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1-Personen-Haushalt 360 Euro
2-Personen-Haushalt 444 Euro
3-Personen-Haushalt 542 Euro
4-Personen-Haushalt 619 Euro
5-Personen-Haushalt 705 Euro
Bei jeder weiteren Person im Haushalt
erhöht sich die Bruttowarmmiete um
50 Euro.
Der Senat wendet sich damit ab von
den bisherigen Richtgrößen der Netto-
Kaltmieten in Kopplung mit den Woh-
nungsgrößen (s. ME 306/2004, S.13).
Trotzdem liegen diese Brutto-Warm-
mieten letztendlich nur knapp über
den bis zum 30.06.2005 geltenden
Richtgrößen für Berlin.

Verbleib in einer zu teuren
Wohnung ist möglich
Nicht in jedem Fall sind in einem Zei-
traum von sechs Monaten zu hohe bzw.
nicht angemessene Aufwendungen für
die Unterkunft und Heizung zu sen-
ken. Sie sind solange zu berücksichti-
gen, wie es dem einzelnen Hilfebedürf-
tigen oder seiner Bedarfsgemeinschaft
nicht möglich oder nicht zumutbar ist,
sie zu verringern. Dafür gibt es wichti-
ge Gründe.
Ein solcher wichtiger Grund ist die Un-
möglichkeit, die Aufwendungen für die
Unterkunft zu senken. Dies kann der
Fall sein, wenn Hilfebedürftige trotz
aktiver Suche keine angemessene Woh-
nung in der Stadt Berlin finden. Es
kann auch daraus resultieren, dass Ver-
mieter nicht bereit sind, ihre Wohnun-
gen an Bedürftige zu vermieten. Ein
anderer wichtiger Grund wäre es, wenn
der aktuelle Vermieter nicht gestattet,
die Wohnung an weitere Personen zur
Untervermietung anzubieten. Wenn es
dem Hilfebedürftigen und ggf. seiner
Bedarfsgemeinschaft nicht zumutbar
ist, das Verlangen des Jobcenters nach
der Herstellung der angemessenen Ko-
sten zu erfüllen, ist dies ebenfalls ein
wichtiger Grund. Wohnt jemand zum
Beispiel länger als 15 Jahre in einer
Wohnung, hat er eine längere Kündi-
gungsdauer als sechs Monate. Ihm
kann ein Umzug nach einem halben
Jahr Bezug von Arbeitslosengeld II
nicht zugemutet werden. Auch wenn
die wesentlichen sozialen Bezüge der

mit welchen Nachweisen die Angemes-
senheit der Unterkunftskosten herbei-
geführt werden kann. Eine einfache
mündliche Aufforderung ohne eine
solche Beratung ist nach § 14 SGB I
anfechtbar, da ihnen keine Leistung 
der Behörde gegenübersteht (z.B.
Kaution). Zu jedem Verwaltungsakt
kann Widerspruch binnen eines
Monats eingelegt werden.
Daher muss eine mündliche Aufforde-
rung nach § 33 Abs. 2 Satz 1 SGB X un-
verzüglich (bis zu vier Wochen) schrift-
lich bestätigt werden. Denn nach § 34
Abs. 1 SGB X hat ein mündlicher Ver-
waltungsakt keine rechtliche Bin-
dungskraft. In diesem Falle hieße das,
dass der mündlichen Aufforderung des
persönlichen Ansprechpartners bei-
spielsweise keine Umzugskostenüber-
nahme vom Jobcenter folgen müsste.
Mündlich Aufgeforderte sollten daher
unverzüglich einen rechtsmittelfähigen
Bescheid nach § 33 Abs. 2 SGB X
fordern, der Nachweise zum Beweis 
des Aktivwerdens der Betroffenen zur
Wohnungs- oder Untermietersuche
und die Zusicherung der Umzugs-
kostenübernahme enthält. Weiterhin
müssen im Bescheid das Erfordernis
und die Ermessenskriterien hinrei-
chend dargelegt werden. Gegen einen
solchen Bescheid kann binnen eines
Monats Widerspruch eingelegt werden.

Nachweise zu Eigenbemühungen

Als Nachweis der Eigensuche sollten
Betroffene sich auf jeden Fall bei 
der städtischen Wohnungsvermittlung,
beim Wohnungsamt und bei Woh-
nungsbaugesellschaften als Suchende
einschreiben lassen. Sollte eine dieser
Maßnahmen Geld kosten, muss man
vor der Aktivität einen Kostenübernah-
meschein beim Jobcenter beantragen.
Normalerweise muss nach § 64 SGB X
die Kostenfreiheit der Inanspruchnah-
me der Behörden gewährleistet sein.
Nachweise für eigene Bemühungen 
der Herbeiführung von angemessenen
Kosten der Unterkunft sind Annoncen
zur Wohnraumsuche, Annocierung zur
Suche von Untermietern bzw. zum
Untermietverhältnis, schriftliche Ab-
lehnung von Vermietern zum Unter-

Kinder gefährdet werden, ist ein Um-
zug unzumutbar. Ebenso sind ältere
Menschen ab 60 Jahren, schwangere
Frauen, Schwerbehinderte, z. B. Blinde
und Personen, die in absehbarerer Zeit
kostendeckende Einkünfte haben, vor
Umzugsforderungen geschützt. Weite-
re wichtige Gründe sind der nur vor-
übergehende Grundsicherungsbezug
wegen Arbeitslosigkeit, die Examens-
phase bei Studierenden oder wenn die
Mieteinsparungen in keinem angemes-
senen Verhältnis zu den Umzugskosten
stehen. „Maßnahmen zur Senkung der
Wohnkosten werden in der Regel nicht
verlangt werden können bei schwerer
Krankheit oder Behinderung, mehr als
60-jährigen Hilfebedürftigen nach län-
gerer Wohndauer, Alleinerziehenden mit
zwei und mehr Kindern.“ Diese Aus-
nahmen gelten hinsichtlich der im Ge-
setz formulierten Sechs-Monatsregel
in Berlin. Im Land Berlin werden zu-
nächst die tatsächlichen Unterkunfts-
und Heizkosten ein Jahr lang seit
Beginn des Leistungsbezuges über-
nommen.

Rechte von Betroffenen bei einer
zu teuren Wohnung
Im Prinzip können erwerbsfähige Hil-
febedürftige oder Bedarfsgemeinschaf-
ten, die oberhalb der angemessenen
Unterkunfts- und Heizkosten liegen,
mit dem ersten Bescheid auf Arbeits-
losengeld II dazu auffordert werden,
die Angemessenheit dieser Kosten
innerhalb eines halben Jahres herbei-
zuführen.
Diese Aufforderung kann auch münd-
lich durch den Fallmanager vorgenom-
men werden. Jede Regelung, die nach
außen getroffen wird, ist ein Verwal-
tungsakt nach § 31 SGB X. Also kön-
nen Betroffene gegen solche Aufforde-
rungen Widerspruch einlegen. Auffor-
derungen müssen in der Akte des Hil-
febedürftigen notiert sein. Ist unklar,
ob dies der Fall war, sollte Aktenein-
sicht gemäß § 25 Abs. 1 SGB X bean-
tragt werden.
Außerdem muss für die Betroffenen
die Aufforderung erkennbar sein. Eine
erkennbare Aufforderung schließt eine
Beratung des Jobcenters ein, wie und
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vermieten, schriftliche und begründete
Absagen von Wohnungsbaugesell-
schaften und privaten Vermietern, bei
denen Vorsprache wegen eines Miet-
vertrages gehalten wurden oder schrift-
liche Ablehnungen von potenziellen
UntermietinteressentInnen.
Zu den Nachweisen zur Nichtzumut-
barkeit von Eigenbemühungen zur
Erlangung angemessener Unterkunfts-
kosten gehören beispielsweise medi-
zinische Gutachten, psychologische
Atteste, die Bestätigung krankheits-
bedingter Gründe durch den Amtsarzt,
ggf. die Bestätigung der doppelten
Haushaltsführung des Partner der Ehe/
Lebensgemeinschaft, der Hinweis auf
die sozial notwendige Integration der
Kinder, der Nachweis der Schwerbe-
hinderung etc.

Kosten wurden nicht verringert 

In dem Fall, wenn auf Grund der Vor-
lage verschiedener vom Jobcenter ge-
forderter Nachweise eine Kostensen-
kung der angemessenen Unterkunfts-
und Heizkosten nicht möglich ist, müs-
sen die tatsächlichen Unterkunfts- und
Heizkosten für die Betroffenen weitere
sechs Monate übernommen werden.
Wurden allerdings von den erwerbs-
losen Hilfebedürftigen keine oder 
nicht hinreichende Nachweise vorge-
legt, braucht das Jobcenter nur die
angemessenen Kosten übernehmen
oder es kann zum Umzug auffordern.
Für letzteres ist das Jobcenter gehal-
ten, eine Wirtschaftlichkeitsberech-
nung über Mietkosten und Umzugs-
kosten anzustellen.

Kündigungsverlangen des
Mietvertrages
Nein – grundsätzlich ist zu bemerken,
dass der Aufforderung zur Kündigung
eines Mietvertrages eine Aufforderung
des Jobcenters zur Kostensenkung der
oberhalb der Angemessenheitsgrenze
liegenden Unterkunfts- und Heizko-
sten vorgelegen haben muss und ein
Umzug möglich und zumutbar sein
muss. Erst dann ist ein Umzugsverlan-
gen überhaupt möglich. Das Jobcenter
kann nicht verlangen, einen Mietver-
trag zu kündigen.

Sie muss unter Berücksichtigung aller
Umstände (s.o.) zum Umzug auffor-
dern. Zunächst ist es wichtig, die Kün-
digungsfrist auf dem Mietvertrag zu
checken. Sollte sie länger sein als sechs
Monate, kann der Aufforderung im
Bescheid widersprochen werden bzw.
sollte abgeklärt werden, ob der kom-
munale Träger die doppelten Aufwen-
dungen trägt. Gleichermaßen wichtig
ist die Prüfung des Bescheides des Job-
centers. Ist dort die Besonderheiten des
Einzelfalles berücksichtigt? Ist die Er-
forderlichkeit eines Umzuges begrün-
det? Werden die Angemessenheits-
kriterien für eine neue Wohnung an-
geführt? Wird eine Kostenübernahme
für Umzugskosten in Aussicht gestellt?
Fehlen bestimmte Aussagen im Be-
scheid, kann er angefochten werden.
Am besten ist es, einen Rechtsanwalt zu
konsultieren, ob im Falle der Anfech-
tung schon der Mietvertrag gekündigt
werden muss. Dies ist wichtig, da ein
Widerspruch zunächst keine aufschie-
bende Wirkung hat.

Umzugsaufforderung
unabwendbar 
Wenn der Betroffene tatsächlich keine
Möglichkeit sieht, die Umzugsauffor-
derung abzuwenden, dann muss er
nach einer angemessenen Wohnung
suchen. Dazu sollte er sich von mög-
lichen Vermietern die entsprechenden
Kosten für die Brutto-Warmmiete, die
Heizkosten, die Kaution, die Courtage
für den Makler auflisten lassen. Weiter-
hin sollte er mindestens zwei Kosten-
voranschläge für Renovierungskosten
einholen. Außerdem ist es notwendig
von mindestens zwei Speditionen sich
schriftlich die Kosten bestätigen zu las-
sen. Es können alternativ auch eigene
Umzugshelfer benannt werden. Ihnen
wurde in der alten Sozialhilfepraxis ein
Stundensatz von 20 Euro eingeräumt.
Bevor der Betroffene und ggf. seine Be-
darfsgemeinschaft einen Mietvertrag
abschließt, muss er sich dazu die Zusi-
cherung des kommunalen Trägers bzw.
des Jobcenters zu den Aufwendungen
für die neue Unterkunft einholen. Das
Jobcenter ist nur dann zur Kostenüber-
nahme verpflichtet, wenn der Umzug

erforderlich ist, von ihnen veranlasst
wurde oder aus anderen Gründen not-
wendig ist (z. B. gesundheitliche Ge-
fährdung) und die Aufwendungen für
die neue Unterkunft angemessen sind.
Außerdem soll – wenn dem nichts ent-
gegensteht – die Zusicherung des Job-
centers erfolgen, wenn in einem ange-
messenen Zeitraum keine Unterkunft
gefunden werden kann.

Wohnungsbeschaffungskosten 

Wohnungsbeschaffungskosten sind
Kautionen, Maklerkosten, Genossen-
schaftsanteile, im Einzelfall doppelte
Mietkosten, Abstandszahlungen und
Umzugskosten.
Zu den Umzugskosten zählen die Ko-
sten für einen Mietwagen (Transport,
Versicherung, Benzinkosten u.a.), die
Anmietung von Umzugskartons und
die Aufwendungen für die erforder-
liche Versorgung der Umzugshelfer.
Ist jemand aus verschiedenen Gründen
nicht allein in der Lage, den Umzug
durchzuführen, kommt die Übernah-
me für die Kosten einer Spedition in
Betracht.
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Das MieterEcho lädt ein

Hartz VI und die Folgen
Donnerstag, 7. Juli 2005 · 19.00 Uhr

Geschäftsstelle der 
Berliner MieterGemeinschaft e.V.
Möckernstr. 92 · 10963 Berlin

Thema: 
Kosten der Unterkunft, die Ausführungs-
bestimmungen in Berlin und der Berliner 
Wohnungsmarkt

Referenten sind 
Anne Alex und Joachim Oellerich.

Sozialberatung
Informationsabende mit Juristen und
Sozialarbeitern zu sozialrechtlichen Problemen
(Wohngeld, Mietschulden, Umgang mit Ämtern 
und Behörden etc.) 

Jeden Dienstag um 19 Uhr
Geschäftsstelle der Berliner MieterGemeinschaft
Möckernstraße 92 · 10963 Berlin

Hier wird außerdem Unterstützung beim
Ausfüllen von Anträgen auf ALG II, Wohngeld,
Beratungs- oder Prozesskostenhilfe geleistet.

Die Informationsabende sind auch für Nicht-
Mitglieder offen.

informationen telefonisch unter 21 00 25-84.




